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1 EINLEITUNG 

1.1 ANLASS UND ZIELE DES BEBAUUNGSPLANES 

Die Vorhabensfläche liegt aktuell im unbeplanten Außenbereich. 
 
Planungsziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes zur Bebauung mit 
Wohnhäusern. 
 
Angesichts der Nachfrage nach geeignetem Wohnraum im Ortsteil Schildow sollen 
ca. zwei ha Wohnbaufläche im Bereich der Verlängerung der Mozartstraße entwickelt 
werden. 
 
Ziel ist, durch die infrastrukturelle Anbindung eine städtebaulich sinnvolle Ergänzung des 
Siedlungskörpers zu erreichen. 
Dabei orientiert sich die geplante Bebauung an der gewachsenen Struktur der angrenzenden 
Quartiere.  
Es soll die Möglichkeit geschaffen werden, Einfamilienhäuser, Doppelhäuser oder 
Hausgruppen, entsprechend des Bedarfs, zu errichten. 
 
Mit der Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) wird eine angemessene Wohndichte 
angestrebt, die den gartenstadtgeprägten Charakter Schildows bewahrt und einen 
harmonischen Übergang zur freien Landschaft bzw. den angrenzenden Grünflächen 
sicherstellt. 
 
Die Gemeinde Mühlenbecker Land verzeichnet seit mehreren Jahren einen Zuzug, im 
Wesentlichen mit dem Neubau von Eigenheimen verbunden. Bedingt durch die Nähe zur 
Hauptstadtregion Berlin und die gute infrastrukturelle Anbindung ist Schildow für den Zuzug 
aus Berlin besonders prädestiniert. 
Andererseits liegt die Einwohnerzahl für den Ortsteil Schildow auch 2026 unter dem Stand 
von 20231. 
 
Die Landesprognose, auf die sich der FNP-Entwurf stützt, erwartete und erwartet für die 
gesamte Gemeinde 2019–2030 nur +280 Einwohner (+1,8 %)2. Das ist moderates 
Wachstum, keine akute demografische Drucklage. 
Gleichzeitig setzt derselbe FNP bis 2035 bereits auf erhebliche Reserven: ca. 500 
Wohnungen durch Nachverdichtung und ca. 480 Wohnungen auf Erweiterungsflächen3. 
 
In diesem Zusammenhang wird deutlich, dass eine Entwicklungsbedarf für Wohnbauflächen 
von der Gemeinde Mühlebecker Land deutlich über den Annahmen der Landesprognose 
angenommen wird. 
Recherchen verfügbarer Flächen für die Wohnungsbauentwicklung im Ortsteil Schildow 
zeigen, dass potenzielle Flächen, aufgrund von Eigentum oder naturschutzrechtlichen 
Belange zum Beispiel, nicht oder nur erschwert zur Verfügung stehen. 
 
Das Plangebiet bietet durch seine Lage und Größe die Möglichkeit einer maßvollen 
Nachverdichtung und einer behutsamen Siedlungserweiterung. Es wird eine kontinuierliche, 
nachhaltige Ortsentwicklung ermöglicht, ohne die vorhandene Siedlungsstruktur oder den 
angrenzenden Landschaftsraum zu beeinträchtigen. 

 
1 https://www.muehlenbecker-
land.de/fileadmin/Dateien/Dateien/Politik_und_Gremien/Haushaltsplaene/Haushalt_2026.pdf 
2 https://www.muehlenbecker-
land.de/fileadmin/Dateien/Dateien/Bauen___Wohnen/2024_Flaechennutzungs-
_und_Landschaftsplan_GML/Flaechennutzungsplan/Begruendung_FNP_Stand_26.07.2024.pdf 
3 https://www.muehlenbecker-
land.de/fileadmin/Dateien/Dateien/Bauen___Wohnen/2024_Flaechennutzungs-
_und_Landschaftsplan_GML/Flaechennutzungsplan/Begruendung_FNP_Stand_26.07.2024.pdf 
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Das ein nachvollziehbarer Bedarf an der Standortentwicklung für Wohnbauzwecke besteht, 
sehen die Nutzer der Fläche (Pferdeweide) durch das Auftreten von Interessenten, die sich 
auf der Fläche schon mal informieren wollen, welcher Bauplatz geeignet erscheint. 
Darüber hinaus gibt es einen Bedarf an seniorengerechten Wohnungen in kleineren 
Einheiten. 
 
Parallel zum Bebauungsplanverfahren ist die Änderung des Flächennutzungsplanes (FNP) 
für den Ortsteil Schildow erforderlich, um für das Vorhabengebiet die Darstellung von 
„landwirtschaftlicher Nutzfläche“ in „Wohnbaufläche „zu ändern. 
 

1.2 GELTUNGSBEREICH, LAGE UND TOPOGRAFIE DES PLANGEBIETES  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Teilfläche des Flurstücks 315 sowie 
das Flurstück 312 der Flur 8 der Gemarkung Schildow.  
 
Die Fläche des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes umfasst rund 2,1 ha. 
 
Das Plangebiet liegt im Ortsteil Schildow der Gemeinde Mühlenbecker Land, etwa 600 m 
nördlich des historischen Ortskerns von Schildow. 
Es befindet sich östlich der Mühlenbecker Straße, südlich angrenzend an die Mozartstraße. 
 
Im Norden und Westen grenzt das Plangebiet an Wohngebiete mit überwiegend 
Einfamilienhäusern und Gartenbereich.  
Westlich liegt die Mühlenbecker Straße mit Wohnbebauung und nördlich die Mozartstraße 
mit Wohnbebauung.  
Im Osten wird das Plangebiet durch eine Landwirtschaftsfläche (extensive Weide) begrenzt. 
Diese liegt im Landschaftsschutzgebiet Westbarnim.  
Im Süden schließt sich an das Plangebiet ein Pferdehof/ -betrieb an.  
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ABBILDUNG 1 LAGEÜBERSICHT DES PLANGEBIETES (ROTE MARKIERUNG, OHNE MAßSTAB) 
Quelle: BRANDENBURGVIEWER GeoBasis-DE/LGB, dl-de/by-2 -0,2026 

 
In Abbildung 2 ist das Plangebiet mit seiner näheren Umgebung dargestellt.  

 
ABBILDUNG 2 LAGE DES PLANGEBIETES (ROTE MARKIERUNG, OHNE MAßSTAB) 

Quelle: Anlage 01 des Antragstellers für den Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplans vom 27.10.2025; 
BRANDENBURGVIEWER GeoBasis-DE/LGB, dl-de/by-2 -0,2026 
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Das Plangebiet wird zum Zeitpunkt der Planung als landwirtschaftliche Fläche  
- westlicher Teil: intensive Pferdeweide,  
- östlicher Teil: extensive Pferdeweide) genutzt.  
 
Der nach Westen auskragende Flächenteil zur Mühlenbecker Straße (Flurstück 312) 
unterliegt keiner Nutzung und wird unregelmäßig gepflegt. 
 
Das Plangebiet ist relativ eben und liegt auf einer topografischen Höhe von 41,4 m bis 
45,5 m DHHN. Das Gelände steigt von Südwesten nach Nordosten leicht an.  
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2 PLANVERFAHREN 

2.1 AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Mühlenbecker Land hat 08.12.2025 die Aufstellung 
des Bebauungsplanes GML Nr. 68 "Wohnbebauung Verlängerung Mozartstraße" OT Schildow 
beschlossen. 
Gleichzeitig wurde beschlossen, die Änderung des Flächennutzungsplanes Schildow für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes GML Nr. 68 "Wohnbebauung Verlängerung 
Mozartstraße" OT Schildow im Parallelverfahren gem. §8 Abs. 3 BauGB durchzuführen. 
 

2.2 FRÜHZEITIGE BETEILIGUNGEN 

 
 
 
Die Informationen werden nach Verfahrensstand fortgeschrieben. 
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3 ÜBERÖRTLICHE UND ÖRTLICHE PLANUNGEN 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Dabei werden die 
einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfassende Pläne oder 
Programme aufzustellen. Bei jedem Verfahren ist die Vereinbarkeit mit den Grundsätzen 
und Zielen der Raumordnung zu prüfen.  

3.1 LANDESENTWICKLUNGSPLAN HAUPTSTADTREGION BERLIN-BRANDENBURG (LEP-HR)  

Der Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP-HR) regelt seit 
2019 die Raumordnung für Berlin und Brandenburg4. Die wichtigsten Ziele (Z) zielen auf 
eine nachhaltige, abgestimmte Raumordnung für Berlin und Brandenburg ab.  
 
EIGENENTWICKLUNG FÜR DEN ÖRTLICHEN BEDARF 
Gemäß dem LEP-HR ist der Standort Verlängerung der Mozartstraße nicht dem 
Gestaltungsraum Siedlung mit dem Schwerpunkt für die Entwicklung von 
Wohnsiedlungsflächen, sondern der Eigenentwicklung für den örtlichen Bedarf (Z 5.5 Abs. 
2) zuzurechnen5.  
 
GEORDNETE ERWEITERUNG DES BESTEHENDEN SIEDLUNGSZUSAMMENHANGS 
Die geplante Wohnnutzung entspricht dem Ziel 5.2 LEP-HR (Anschluss neuer 
Siedlungsentwicklung), wonach neue Siedlungsflächen an vorhandene Siedlungsgebiete 
anzuschließen sind. 
Die Planung steht auch im Einklang mit den Festlegungen der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel. Die Gemeinde Mühlenbecker Land nimmt mit 
diesem Bebauungsplan ihre Funktion als Wohnstandort im engeren Verflechtungsraum von 
Berlin wahr.  
Die Größe des Plangebiets von ca. zwei Hektar fügt sich moderat in die rechnerisch 
ermittelten Wachstumsreserven der Gemeinde ein.  
Es handelt sich hierbei nicht um eine isolierte Splittersiedlung, sondern um eine 
städtebaulich sinnvolle Abrundung des Siedlungskörpers (Dichter-Viertel), die den 
Grundsatz der kompakten Siedlungsstruktur wahrt. 
 
LANDESPLANERISCHER FREIRAUMVERBUND 
Ein wesentliches Zulässigkeitskriterium ist die Lage außerhalb des landesplanerischen 
Freiraumverbundes (Z 6.2). Da die Planfläche nicht in diesen geschützten Verbund eingreift 
(vgl. Festlegungskarte LEP-HR), steht der Umwandlung der bisherigen Grünfläche in 
Bauland aus raumordnerischer Sicht kein Versagungsgrund entgegen.  
 
SCHIENENGEBUNDENE SIEDLUNGSENTWICKLUNG 
Zudem unterstützt die Nähe zum Haltepunkt der Heidekrautbahn das landesplanerische 
Leitbild einer schienengebundenen Siedlungsentwicklung („Achsenkonzept“), wodurch die 
Inanspruchnahme dieser Fläche gegenüber Standorten ohne ÖPNV-Anschluss priorisiert 
wird.6  
 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die geplante Wohnbebauung an der 
Mozartstraße die landesweiten Vorgaben zur Innenentwicklung und zur Schonung des 
Außenbereichs berücksichtigt. Durch die Konzentration der Bebauung auf eine bereits durch 
angrenzende Wohnbebauung vorgeprägte Fläche wird eine weitere Zersiedelung der freien 
Landschaft vermieden. Die Planung ist somit als fachgerechte Umsetzung der kommunalen 
Planungshoheit unter strikter Beachtung der Ziele der Raumordnung zu werten. 

 
4 Gemeinsame Landesplanungsabteilung Land Brandenburg und Berlin: Landesentwicklungsplan 
Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR), vom 29.April 2019, nichtamtliche Arbeitsfassung 
https://gl.berlin-brandenburg.de/wp-content/uploads/lep_hr_nichtamtliche_arbeitsfassung_text.pdf, 
heruntergeladen am 3. Juni 2026 
5 Eigenentwicklung ist durch Innenentwicklung und zusätzlich im Rahmen der Eigenentwicklungsoption 
mit einem Umfang von bis zu 1 ha/1000 Einwohner für einen Zeitraum von zehn Jahren für 
Wohnsiedlungsflächen möglich.  
6 vgl. LEP-HR: 5 Siedlungsentwicklung, N LePro 2007 § 5 Siedlungsentwicklung Abs.3., Seite 37 
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3.2 REGIONALPLÄNE DER PLANUNGSGEMEINSCHAFT PRIGNITZ-OBERHAVEL 

Neben den allgemeinen Zielen der Raumordnung wurden die fachspezifischen Regionalpläne 
der Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel geprüft. Für das Vorhaben in der 
Verlängerung der Mozartstraße ergibt sich daraus folgende Bewertung: 

• Sachlicher Teilplan „Rohstoffsicherung“ (Satzung vom 24.11.2010) 

Die Flächen in Schildow sind nicht als Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete für den Abbau 
oberflächennaher Rohstoffe (wie Sand oder Kies) ausgewiesen. Das Vorhaben steht daher 
nicht im Widerspruch zur langfristigen Sicherung von Rohstoffvorkommen in der Region 
Prignitz-Oberhavel. 

• Sachlicher Teilplan „Grundfunktionale Schwerpunkte“ (GSP) (Satzung vom 8.10.2020) 

Die Regionale Planungsgemeinschaft hat 22 Ortsteile als GSP entsprechend dem 
Handlungsauftrag des LEP HR (Z 3.3) festgelegt. 
Der Sachliche Teilplan „Grundfunktionale Schwerpunkte“ (ReP GSP) der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel ist für das Vorhaben der Verlängerung der 
Mozartstraße in Schildow nicht direkt anwendbar, da der Ortsteil nicht als grundfunktionaler 
Schwerpunkt ausgewiesen ist. Der Plan, der am 08. Oktober 2020 in Kraft trat, dient der 
Sicherung der wohnortnahen Grundversorgung und entfaltet für dieses Bauleitplanverfahren 
keine einschränkende Steuerungswirkung. 

• Sachlicher Teilplan „Freiraum und Windenergie“7 

„Die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel wendet den Sachlichen Teilplan 
„Freiraum und Windenergie“ künftig nicht mehr an. Dieser muss somit bei der kommunalen 
Bauleitplanung keine Berücksichtigung mehr finden. Rechtswirksame Belange der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel umfassen gegenwärtig folgende 
Erfordernisse der Raumordnung: 
- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan 
"Rohstoffsicherung/Windenergienutzung" (ReP-Rohstoffe) vom 24. November 2010 (ABl. 
2012 S. 1659)8 (siehe oben),  
- Satzung über den Regionalplan Prignitz-Oberhavel, Sachlicher Teilplan „Grundfunktionale 
Schwerpunkte“ (ReP GSP) vom 8. Oktober 2020 (ABl. S. 1321) (siehe oben)…“ 
 
Wie unter Kap. 3.1 dargestellt, liegt das Plangebiet außerhalb des landesplanerischen 
Freiraumverbundes, sodass aus raumordnerischer Sicht diesbezüglich der Wohnbebauung 
nichts entgegensteht.  
 

• Entwurf Sachlicher Teilplan „Windenergienutzung (2024)“9  

Dieser Entwurf entfaltet bisher keine Rechtswirksamkeit, wird aber aufgrund der 
zukünftigen Planungen der Windenergie zur Betrachtung auf das Plangebiet mit 
herangezogen.  
Es ist gemäß Festlegungskarte festzustellen, dass keine „Vorranggebiete 
Windenergienutzung (VR WEN) in der Gemeinde Mühlenbecker Land geplant sind.  
 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die genannten sachlichen Teilregionalpläne für 
die konkrete Zulässigkeit der Wohnbebauung Verlängerung der Mozartstraße keine 
unmittelbare Relevanz entfalten, da das Plangebiet außerhalb der jeweiligen 
fachspezifischen Vorrangzonen liegt. Die Planungshoheit der Gemeinde Mühlenbecker Land 
wird durch diese Fachpläne an diesem Standort nicht eingeschränkt. 

 
7 Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz Oberhavel: 
https://www.prignitz-oberhavel.de/news-
detail.html?tx_news_pi1%5Baction%5D=detail&tx_news_pi1%5Bcontroller%5D=News&tx_news_pi1%5B
news%5D=102&cHash=ddf6cd60216e37adae8e6a0b757ffb30 
8 geändert in Sachlicher Teilplan „Rohstoffsicherung“ 
9 Sachlicher Teilplan „Windenergienutzung (2024),Entwurfsbeschluss (03/2024) der 
Regionalversammlung 02/2024 am 27. Juni 2024: Festlegungskarte (Entwurf), Stand 13.12.2024 
https://www.prignitz-
oberhavel.de/fileadmin/dateien/dokumente/regionalplanung/ReP_Wind_2024/0_Festlegungskarte.pdf 
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3.3 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN (FNP) 

Da die heutigen Ortsteile (Schildow, Mühlenbeck, Schönfließ, Zühlsdorf) vor dem 
26.10.2003 eigenständige Gemeinden im Amt Schildow waren, stammen die ersten 
Flächennutzungspläne aus dieser Zeit. Der "alte" FNP Schildow behält rechtlich so lange 
Gültigkeit für den Ortsteil, bis ein neuer, gemeindeweiter FNP der Gemeinde Mühlenbecker 
Land Rechtskraft erlangt. Er befindet sich derzeit in Aufstellung. 
Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan Ortsteil Schildow aus dem Jahr 2002 ist der Bereich 
des Bebauungsplans als Fläche für Landwirtschaft dargestellt. Er muss im Zuge der 
Änderung angepasst werden. Ein entsprechender Aufstellungsbeschluss zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes wurde am 08.12.2025 von der Gemeindevertretung gefasst. Der 
Flächennutzungsplan soll im Parallelverfahren zum Bebauungsplan gem. § 8 Abs. 3 BauGB 
geändert werden. 
 

ABBILDUNG 3 AUSZUG AUS DEM FNP (APRIL 2002) DER GEMEINDE SCHILDOW 

(IN BLAU = GELTUNGSBEREICH DES BEBAUUNGSPLANES OHNE MAßSTAB) 

Bereits im Entwurf des neuen Flächennutzungsplanes (Stand Juli 2024) ist eine Teilfläche 
des Bebauungsplans schon als Wohnbaufläche dargestellt (nördlicher Bereich). Der übrige 
Teil (südlicher Bereich) ist immer noch als Landwirtschaftsfläche ausgewiesen (vgl. 
nachfolgende Abbildung). 
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ABBILDUNG 4 AUSZUG AUS DEM ENTWURF DES FNP (STAND JULI 2024) DER GEMEINDE MÜHLENBECKER LAND 

(IN BLAU = GELTUNGSBEREICH DES BEBAUUNGSPLANES OHNE MAßSTAB) 
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4 PLANINHALT UND TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

In der folgenden Abhandlung entsprechen die grau hinterlegten Texte den textlichen 
Festsetzungen im Bebauungsplan (Plandarstellung). Jeder Abschnitt der textlichen 
Festsetzungen wird hier in der Begründung im Einzelnen erläutert, einschließlich der 
planungsrechtlichen Grundlage, der Zielsetzung und der konkreten Ausgestaltung der 
Festsetzung.  

4.1 BESCHREIBUNG DES GESAMTPROJEKTES 

Die Gemeinde Mühlenbecker Land beabsichtigt die Errichtung eines Wohngebietes als 
Verlängerung der Mozartstraße im Ortsteil Schildow. Angesichts der anhaltend hohen 
Nachfrage nach Wohnraum im Ortsteil Schildow sollen hier ca. zwei ha Wohnbaufläche 
entwickelt werden.  
 
Ziel ist, durch die infrastrukturelle Anbindung eine städtebaulich sinnvolle Ergänzung des 
Siedlungskörpers mit möglichst geringem Erschließungsaufwand für Verkehr und Medien zu 
sichern.  
Geplant ist die Errichtung von Einfamilien- und Doppelhäusern sowie die bedarfsgerechte 
Anlage von Reihenhäusern, insbesondere für das senioren- oder behindertengerechte 
Wohnen.  
 
Unter den aktuellen Bedingungen sind kleinere Grundstücke als in den 1990 bis 2000-er 
Jahren gefragt. Auch sind die aktuell hohen Baupreise zu beachten. 
Darüber hinaus sind die beschränkten Versickerungsbedingungen im Plangebiet zu 
berücksichtigen, sodass bei der Planung ausreichend Freiflächen zu sichern sind.  
Unter diesem Aspekt sollen Verkehrsflächen minimiert werden. 
 
Die Fläche des Bebauungsplangebietes beträgt ca. 2,01 Hektar.  
Der Bereich ist derzeit nicht bebaut, sondern dient als Pferdeweide, bzw. Mähwiese.  
 
Das Plangebiet wird als „Allgemeines Wohngebiet“ festgesetzt.  
Im südlichen Bereich erfolgt die Festsetzung einer Fläche für den Naturhaushalt, auch als 
Pufferzone zwischen der außerhalb des Plangebietes südlich gelegenen Pferdehaltung und 
der geplanten Wohnbebauung sowie für die Versickerung von Niederschlagswasser. 
 

4.2 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 

Als bauliche Nutzung wird „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) gem. § 4 Abs. 1 BauNVO 
festgesetzt. 
Diese Festsetzung entspricht der Nutzung im Umfeld und ist für den Standort geeignet. 
 
Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind die in § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen unzulässig (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO). 
 
Die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind aus 
städtebaulichen Gründen nicht zugelassen, da sie der angestrebten Bau- und 
Nutzungsstruktur im Gebiet widersprechen würden.  
Das bedeutet, dass dem Wohnen eine Vorrangstellung gegenüber anderen Nutzungen 
eingeräumt wird und eine Beunruhigung durch zusätzlichen (Kunden-) Verkehr für das 
Plangebiet und den Zufahrtsbereich über die Mozartstraße beschränkt werden soll. 
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4.3 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 

Das Maß der baulichen Nutzung kann gemäß § 16 BauNVO festgesetzt werden durch die 
Grundflächenzahl (GRZ) oder der Größe der baulichen Anlagen, der Geschossflächenzahl 
(GFZ) oder der Größe der Geschoßfläche, der Baumassenzahl (BMZ) oder der Baumasse, 
der Zahl der Vollgeschosse, und / oder der Höhe baulicher Anlagen. 
 
Gemäß § 16 Abs. 3 BauNVO sind bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im 
Bebauungsplan festzusetzen: 

1. stets die Grundflächenzahl (GRZ) oder die Grundfläche (GR) der baulichen Anlagen, 
2. die Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen, wenn ohne ihre 

Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, 
beeinträchtigt werden können. 

Der Flächennutzungsplan des Ortsteils Schildow stellt das Maß der angestrebten baulichen 
Nutzung der an das Plangebiet angrenzenden Wohnbauflächen dar.  
 
Das „Allgemeine Wohngebiet“ westlich und nördlich des Plangebietes wird im bestehenden 
Flächennutzungsplan mit einer anzustrebenden maximalen Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 
und einer anzustrebenden maximalen Geschoßflächenzahl (GFZ) von 0,3 dargestellt.  
 
Die Planungshoheit der Gemeinde (§ 1 Abs. 3 Baugesetzbuch) erlaubt es ihr, die 
städtebauliche Entwicklung aktiv zu gestalten und nicht nur den vorhandenen Bestand 
abzubilden. 
 
Ein Bebauungsplan darf daher auch Nutzungen vorsehen, die bislang im Gebiet (laut 
Flächennutzungsplan) nicht ortsüblich, bzw. nicht vorgesehen sind. 
Jedoch sind in der Bauleitplanung: 
• die allgemeinen Anforderungen an eine geordnete städtebauliche Entwicklung 

einschließlich der Umweltbelange zu beachten, 
• die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 

abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB), 
• das Gebot der Erforderlichkeit (§ 1 Abs. 3 BauGB) einzuhalten, 
• das Anpassungsgebot an die Ziele der Raumordnung und sonstige rechtliche Vorgaben 

zu beachten. 
 
Die parallel im Verfahren befindliche Änderung des FNP für den Ortsteil Schildow stellt keine 
Maße der baulichen Nutzung als Ziel dar, sodass keine Zielvorgabe für das Plangebiet 
unmittelbar relevant ist. 
 
Die zulässige bauliche Nutzung richtet sich im Innenbereich nach der näheren Umgebung 
des Plangebietes.  
 
Das Plangebiet liegt gegenwärtig im Außenbereich mit Anschluss an den Innenbereich und 
wird durch den Bebauungsplan für die künftige bauliche Nutzung als „Allgemeines 
Wohngebiet“ entwickelt. 
 
Mit den vorgenannten Grundlagen wurde im Bebauungsplanverfahren die Nutzung im 
unmittelbar angrenzenden Baugebiet betrachtet und eine überschlägige Ermittlung der 
Grundflächenzahl (GRZ), als Hilfe für die Beurteilung der städtebaulich zulässigen Nutzung 
im Plangebiet, vorgenommen. 
 
Für die Ermittlung der Flächen wurde für die Hauptgebäude (Wohngebäude) der Lage- und 
Höhenplan zugrunde gelegt. 
Für die nicht im Lage- und Höhenplan erfassten Nebenanlagen wurde das Luftbild 
(Brandenburg-Viewer) verwendet. 
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Das Plangebiet hat im Westen eine Auskragung (Flurstück 312), die künftig eine 
beschränkte Verkehrsnutzung (Geh-und Radverkehr) zwischen Mühlenbecker Straße und 
der Planstraße im Plangebiet (verlängerte Mozartstraße) ermöglichen soll. 
 
Diese künftige Wegefläche wurde für eine differenzierte Untersuchung der baulichen und 
sonstigen Nutzung als Grenze zwischen dem nördlichen und südlichen Baubereich entlang 
der Mühlenbecker Straße betrachtet.  
Der nördliche, an das Plangebiet im Bereich der Mozartstraße angrenzende Baubereich 
wurde dem nördlichen Bereich der Mühlenbecker Straße zugeordnet. 
 
Dabei konnten folgende Bedingungen der baulichen Nutzung im Nahbereich des 
Plangebietes festgestellt werden: 
 
Die Bebauung mit Hauptgebäuden (Wohngebäude) in Bezug zu den Grundstücksgrößen ist 
gering.  
Die anrechenbare GRZ liegt im Bereich zwischen 0,10 (drei Grundstücke) und 0,18 (drei 
Grundstücke), ohne signifikante Differenzen zwischen Nord- und Südbereich. 
 
Die Gebäudegrößen variieren zwischen rund 75 m2 und rund 127 m2, ebenfalls ohne 
signifikante Differenzen zwischen Nord- und Südbereich. 
 
Im Durchschnitt liegt die GRZ für die Wohnbebauung im nördlichen Bereich bei 0,13 und im 
südlichen Bereich bei 0,14. 
 
Anders sieht das bei der Betrachtung der Gesamt-GRZ aus. 
Im Norden variiert die Gesamt-GRZ zwischen 0,28 und 0,52. Das entspricht einer 
durchschnittlichen GRZ von 0,4. 
 
Im südlichen Bereich variiert die Gesamt-GRZ von 0,32 bis 0,57, was einer 
durchschnittlichen Gesamt-GRZ von 0,42 entspricht. 
 
Dies zeigt, dass der Anteil an Verkehrsflächen, Stellplätzen und Nebenanlagen einen 
bedeutenden Anteil an der baulichen und sonstigen Nutzung einnimmt. 
 
Dabei ist der Flächenbedarf für Stellflächen / Stellplätze auffallend, der zum Beispiel für 
Boote, Wohnanhänger oder Wohnmobile (unter anderem) verwendet wird. 
 
Für das Plangebiet wird unter anderem daraus abgeleitet, dass die im Plangebiet 
vorgesehene bauliche Entwicklung  

• einerseits der Ortsüblichkeit entspricht bzw. entsprechen soll, 
• andererseits eine effiziente bauliche Nutzung im Sinne des § 1 Baugesetzbuch  

(sparsamer Umgang mit Grund und Boden) ermöglicht und 
• die Belange des Naturhaushaltes sowie des Orts- und Landschaftsbildes 

gleichberechtigt berücksichtigt werden. 

 
Für den westlichen Plangebietsteil (WA1 und WA2) wird die GRZ 0,4 festgesetzt.  
Für den östlichen Plangebietsteil (WA3) wird die GRZ 0,35 festgesetzt. 
 
Das sichert eine dem Standort angemessene bauliche Nutzungsdichte, die sich in die 
Umgebung einfügt. 
Sie ermöglicht eine effiziente Flächennutzung zur Deckung des Wohnbedarfs und stellt 
gleichzeitig sicher, dass der Siedlungscharakter durch ausreichende freie, nicht überbaute 
Grundstücksflächen gewahrt bleibt.  
Gleichzeitig wird sichergestellt, dass ein substanzieller Anteil der Grundstücksflächen 
unversiegelt bleibt, wodurch die natürliche Bodenfunktion sowie die dezentrale 
Regenwasserversickerung im Sinne eines klimagerechten Städtebaus gewährt wird. 
 
Die Zahl der Vollgeschosse wird auf „II“ als Höchstmaß festgesetzt.  
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Die Festsetzung von maximal zwei Vollgeschossen korrespondiert mit der bestehenden 
Bebauungsstruktur in der Mozartstraße und den angrenzenden Wohngebieten in Schildow.  
 
Da der Bestand überwiegend durch anderthalb-bis zweigeschossige Wohnhäuser (oft mit 
ausgebautem Dachgeschoss) geprägt ist, sichert die Festsetzung von zwei Vollgeschossen 
eine homogene Weiterentwicklung.  
Damit wird ein harmonisches Ortsbild gewahrt und ein „Umkippen“ der Maßstäblichkeit 
durch zu massiv wirkende Baukörper verhindert. 
 

ABBILDUNG 5 BLICK AUF DIE VORHANDENE BEBAUUNG DER MOZARTSTRAßE, NÖRDLICH DES PLANGEBIETES 

Im Vergleich zu einer rein eingeschossigen Bauweise ermöglicht die Zweigeschossigkeit eine 
deutlich effizientere Ausnutzung der versiegelten Grundfläche. Da bei gleicher Grundfläche 
(GRZ 0,4 bzw. 0,35) die doppelte Wohnfläche generiert werden kann, trägt diese 
Festsetzung maßgeblich dazu bei, dem hohen Siedlungsdruck im Berliner Umland 
(Mühlenbecker Land) gerecht zu werden, ohne zusätzliche Freiflächen im Außenbereich in 
Anspruch nehmen zu müssen. 
 
Zwei Vollgeschosse bieten die notwendige architektonische Flexibilität, um zeitgemäße 
Wohnformen zu realisieren. Dies fördert eine soziale Durchmischung und ermöglicht das 
Zusammen-wohnen mehrerer Generationen unter einem Dach, was der demografischen 
Entwicklung in der Gemeinde Rechnung trägt. 
 
Die Mozartstraße stellt in diesem Bereich den Übergang zum Landschaftsraum dar.  
Eine zweigeschossige Bebauung bildet eine klare städtebauliche Kante, die den 
Siedlungskörper definiert, ohne die Fernwirkung der Landschaft durch eine zu dominante 
Höhenentwicklung (wie etwa III-geschossige Mehrfamilienhäuser) zu beeinträchtigen.  
Sie markiert somit einen maßvollen Abschluss der baulichen Entwicklung Schildows nach 
Süden bzw. Osten. 
 
Auf die Ausweisung einer Geschossflächenzahl wird verzichtet, da die Grundflächenzahl in 
Verbindung mit der maximal zulässigen Geschossigkeit mit zwei Geschossen ausreichend 
Grenzen ziehen.  
Im Übrigen gilt die Brandenburgische Bauordnung. 
  

Foto: St. Schulz 
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4.4 BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN 

Gemäß § 23 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen geregelt.  
Die überbaubaren Grundstücksflächen können durch die Festsetzung von Baulinien, 
Baugrenzen oder Bebauungstiefen bestimmt werden.  
Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile diese nicht 
überschreiten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen 
werden. 
 
Die Festsetzung der Baugrenzen dient der räumlichen Ordnung der Baumassen und sichert 
die Fortführung der ortstypischen Bebauungsstruktur entlang der Verlängerung der 
Mozartstraße. Sie beinhaltet dennoch ein offenes Angebot zur Errichtung von Gebäuden zu 
Wohnzwecken. 
 
Im Bebauungsplangebiet wird gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO die offene Bauweise festgesetzt. 
Zulässig sind Einzelhäuser, Doppelhäuser und Hausgruppen.  
Die Gesamtlänge der einzelnen Baukörper darf gem. § 22 Abs. 2 Satz 2 BauNVO eine Länge 
von 50 m nicht überschreiten. 
Die Festsetzung dient der Sicherung des offenen Charakters mit der Schaffung einer 
aufgelockerten, durchgrünten Siedlungsstruktur im Plangebiet, was dem umgebenden 
Umfeld entspricht und den Übergang von der verdichteten Ortslage zur freien Landschaft 
harmonisch gestaltet. Durch die Wahl des WA-Typs wird eine nutzungsstrukturelle Vielfalt 
ermöglicht, die neben dem Wohnen auch wohnbebauungsverträgliche Nutzungen zulässt. 
 
Die landschaftliche Einbindung des Plangebiets in der Ortsrandlage wird durch Freiflächen 
und Durchsichten zwischen den Gebäuden gewährleistet. 
Die Begrenzung der Baukörperlänge auf maximal 50 m stellt sicher, dass trotz der 
Zulässigkeit von Hausgruppen keine riegelartigen Strukturen entstehen. Dies beugt einer 
optischen Barrierewirkung zum Landschaftsraum vor und gewährleistet eine ausreichende 
natürliche Belüftung sowie Belichtung der Grundstücke. Die Festsetzung wahrt somit die 
Maßstäblichkeit der Bebauung und stellt einen verträglichen Abschluss des Siedlungskörpers 
sicher. 
 
Die Baukörper sind innerhalb der festgesetzten Baugrenzen zu errichten. Die Baugrenzen 
sind so gewählt, dass eine geringe Verschattung der Dachflächen für die 
Solarenergienutzung gewährleistet ist.  
 

4.5 GESTALTUNG DER BAULICHEN ANLAGEN  

Die baulichen Anlagen sind so zu errichten, dass die nutzbaren Dachflächen für die 
Installation von Photovoltaik oder Solarthermieanlagen geeignet sind.  
Diese Festsetzung gilt unabhängig von der Dachneigung, da moderne PV-Module mit 
Aufständerungssystemen auf jeder Dachneigung (0-90°) installiert werden können. 
 
Die Außenwände der Gebäude sind mit hellen Fassadenfarben (Lichtreflexionsgrad VLR >= 
30 %) und die Dächer mit reflektierenden Dachfarben (Cool-Roof-Beschichtung, mind. 50 % 
Reflexionsgrad) zu gestalten. (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Die hellen Farben erhöhen die Rückstrahlung der Sonnenenergie und reduzieren das 
Aufheizen der Gebäude. 
Die reflektierenden Dachfarben reflektieren das Nahinfrarotstrahlung besser.  
Der Reflexionsgrad ist mind. 50 % zu wählen. 
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4.6 STELLPLÄTZE UND GARAGEN GEM. § 12 SOWIE NEBENANLAGEN GEM. § 14 BAUNVO 

Die notwendigen Stellplätze sind auf den Baugrundstücken entsprechend der 
Stellplatzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land herzustellen.  
Im Baugenehmigungsverfahren ist zu prüfen und abzuwägen, ob und wie die auf dem 
Baugrundstück zulässigen Stellplatzflächen hinreichend sind, um den Anforderungen der 
Stellplatzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land zu genügen.  
Gegebenenfalls ist die Anzahl der Wohnungen zu reduzieren, wenn die zulässigen 
Stellplatzflächen nicht ausreichen. 
 
Eine planzeichnerische Festsetzung der entsprechenden Flächen erfolgt nicht.  
 
Die nicht überdachten Stellplätze sowie deren Zufahrten und Bewegungsflächen sind nur in 
luft- und wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen. Die Verwendung von vollständig 
versiegelnden Belägen, insbesondere Asphalt oder Beton ohne Fugenanteil ist unzulässig. 
Die Wasserdurchlässigkeit der Oberflächenbefestigung ist dauerhaft zu gewährleisten (gem. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
Die Festsetzung zur Herstellung von Stellplätzen in luft- und wasserdurchlässiger Bauweise 
dient dem Schutz der natürlichen Bodenfunktionen sowie der nachhaltigen Entwicklung des 
Plangebiets.  
Durch die Begrenzung der Flächenversiegelung wird die Versickerungsfähigkeit des Bodens 
erhalten und gefördert. Dies trägt dazu bei, den natürlichen Wasserhaushalt zu stabilisieren, 
da Niederschlagswasser vor Ort versickern kann und somit dem Grundwasser zugeführt 
wird. Gleichzeitig wird die Belastung der bestehenden Entwässerungssysteme reduziert und 
das Risiko von Überflutungen bei Starkregenereignissen verringert. 
Darüber hinaus sichert die Verwendung wasserdurchlässiger Materialien die ökologischen 
Funktionen des Bodens. Versiegelte Flächen führen zu einem Verlust an Bodenleben, 
beeinträchtigen den Gasaustausch und reduzieren die Fähigkeit des Bodens, Wasser zu 
speichern und zu filtern. Die Festsetzung leistet somit einen Beitrag zum Bodenschutz im 
Sinne eines schonenden Umgangs mit Grund und Boden. 
Ein weiterer wesentlicher Aspekt ist die klimatische Wirkung innerhalb des Plangebiets. 
Versiegelte Flächen speichern Wärme und tragen zur Aufheizung der Umgebung bei. Durch 
den Einsatz wasserdurchlässiger Beläge, insbesondere in Kombination mit begrünten 
Anteilen (z. B. Schotterrasen oder Rasengittersteine), kann die Verdunstung gefördert und 
das Mikroklima verbessert werden. 
Die Regelung steht im Einklang mit den Zielen des Baugesetzbuches, insbesondere dem 
Grundsatz des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden sowie der 
Berücksichtigung umweltschützender Belange in der Bauleitplanung. 
Insgesamt trägt die Festsetzung dazu bei, die negativen Auswirkungen baulicher Nutzungen 
auf Boden, Wasserhaushalt und Klima zu minimieren und eine nachhaltige städtebauliche 
Entwicklung sicherzustellen. 
 
Natürliche Sichtschutzmaßnahmen (Hecken, Spaliere, berankte Pergolen) sind zur 
Abgrenzung der Privatsphäre zu bevorzugen. 
 

4.7 SPIELANLAGEN 

Die Anlage eines Spielplatzes ist nicht vorgesehen. Da die Gemeinde Mühlenbecker Land 
keine Spielplatzsatzung hat, ergeben sich keine daraus zu beachtenden Belange. 
 

4.8 VERKEHRSERSCHLIEßUNG 

Das Plangebiet soll durch eine Verlängerung der bestehenden Mozartstraße im Norden an 
die öffentliche Verkehrsfläche angeschlossen werden.  
Dazu ist die Anlage einer neuen Erschließungsstraße notwendig.  
Da diese Straße nicht als Durchgangsstraße konzipiert ist, sondern in das Plangebiet 
hineinführt, ist eine Wendeanlage erforderlich.  
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Zusätzlich wird über die geplante Wendeanlage die öffentliche Daseinsvorsorge für 
Entsorgungs-und Rettungsfahrzeuge sichergestellt.  
Städtebaulich gesehen verhindert die Sackgasse mit Wendeanlage unerwünschten 
Durchgangsverkehr (Schleichwege).  
Dies minimiert die Lärm- und Abgasbelastung innerhalb des Quartiers. 
 
Über das Flurstück 312 wird ein Geh- und Radweg von der Mühlenbecker Straße in das 
Plangebiet angelegt. 
 
Ob und in welcher Form die Verkehrsfläche auch als Alternativzufahrt für Rettungsdienste 
zugänglich gemacht werden soll, ist im weiteren Verfahren abzustimmen. 
 

4.9 VER- UND ENTSORGUNG 

Der Anschluss an das Ver- und Entsorgungsnetz ist wie folgt gegeben: 
 
TRINKWASSERVERSORGUNG: 
Ein Anschluss für Trinkwasser ist im Bereich der Mozartstraße realisierbar. 
Inwieweit die vorhandenen Kapazitäten ausreichend sind, muss im Zuge der weiteren 
Planungen geklärt werden. Möglich ist dafür zusätzlich auch ein Anschluss an die 
Mühlenbecker Straße über das Flurstück 312. 
 

LÖSCHWASSERVERSORGUNG: 
Die Löschwasserversorgung kann über den vorhandenen Hydranten der Mozartstraße 
erfolgen. Inwieweit die vorhandenen Kapazitäten ausreichend sind, muss im Zuge der 
weiteren Planungen geklärt werden. 
 

STROMVERSORGUNG 
Ein Anschluss für die Stromversorgung ist im Bereich der Mozartstraße realisierbar. 
Inwieweit die vorhandenen Kapazitäten ausreichend sind, muss im Zuge der weiteren 
Planungen geklärt werden. Möglich ist dafür zusätzlich auch ein Anschluss an die 
Mühlenbecker Straße über das Flurstück 312. 
 

ABWASSERVERSORGUNG: 
Die Abwasserentsorgung kann über das Flurstück 312 erfolgen. Hier ist bereits ein 
Schmutzwasseranschluss vorhanden. Inwieweit die Kapazitäten ausreichend sind, muss im 
Zuge der weiteren Planungen geklärt werden. 
 

GASVERSORGUNG: 
Eine Gasversorgung ist für das Plangebiet selbst nicht vorgesehen. Es verläuft jedoch von 
Nord nach Süd eine vorhandene Gasleitung durch das Plangebiet. Diese wurde bei der 
Anlage der Planstraße berücksichtigt, so dass diese überwiegend in der öffentlichen 
Verkehrsfläche liegt. 
 

NIEDERSCHLAGSWASSER: 
Das auf den Grundstücken anfallende Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken zur 
Versickerung zu bringen. 
 

  



BEBAUUNGSPLAN GML NR. 68 „WOHNBEBAUUNG VERLÄNGERUNG MOZARTSTRASSE“ OT SCHILDOW 

 

LPS ● SCHNEIDER   20 

4.10 GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHTE 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes verläuft von Nord nach Süd eine Gasleitung.  
Sie liegt in der geplanten öffentlichen Verkehrsfläche.  
Der südliche Teil der Gasleitung verläuft über die private Grünfläche.  
Dafür wird im Bebauungsplan ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des 
Gasversorgers eingeräumt.  
Das Leitungsrecht sichert die Unterhaltung der bestehenden Versorgungsleitung durch den 
Versorgungsträger. 
 

4.11 IMMISSIONSSCHUTZ 

Die Gliederung des ca. 2,01 Hektar großen Plangebiets folgt einem klaren städtebaulichen 
Leitbild, das die Schaffung von dringend benötigtem Wohnraum mit den Anforderungen an 
den Immissionsschutz und die landschaftliche Einbindung versöhnt. 
Die Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) im nördlichen und mittleren Teil des 
Gebiets dient der konsequenten Fortführung der bestehenden Siedlungsstruktur von 
Schildow. Durch die unmittelbare Anbindung an die Mozartstraße werden die bisher nicht 
baulich genutzten Flächen einer baulichen Nutzung zugeführt. Dies ermöglicht eine 
effiziente Ausnutzung der vorhandenen Infrastruktur und trägt zur Deckung des 
Wohnraumbedarfs bei, ohne den Außenbereich durch neue, isolierte Siedlungssplitter zu 
belasten. 
Die Festsetzung einer privaten Grünfläche im südlichen Bereich des Plangebiets ist eine 
städtebauliche Steuerungsmaßnahme. Sie erfüllt mehrere Funktionen gleichzeitig. 
Die Grünfläche fungiert als notwendige Pufferzone zur südlich angrenzenden Pferdehaltung.  
Gemäß dem Trennungsprinzip (§ 50 BImSchG) sollen einander widersprechende Nutzungen 
(hier: störungssensibles Wohnen und potenziell geruchs-, lärm- sowie staubemittierende 
Tierhaltung) räumlich voneinander getrennt werden.  
Die Grünzone stellt sicher, dass die für ein Wohngebiet erforderlichen gesundheitlichen 
Wohnverhältnisse gewahrt bleiben und die bestehende landwirtschaftliche Nutzung in ihrer 
Fortexistenz nicht gefährdet wird. 
Die Grünfläche bildet einen weichen Übergang zwischen der verdichteten zweigeschossigen 
Bebauung und dem offenen Landschaftsraum. Sie verhindert ein hartes „Anstoßen“ der 
Wohnbebauung an die landwirtschaftlichen Nutzungen und sichert die visuelle Qualität des 
Ortsrandes. 
Die Festsetzung als private Grünfläche stellt sicher, dass die Pflege- und Unterhaltslasten 
dieser Pufferzone nicht auf die Allgemeinheit (Gemeinde) übertragen werden, sondern durch 
die zukünftigen Eigentümer getragen werden, die unmittelbar von der Schutzwirkung der 
Fläche profitieren. 
 

4.12 UMWELT-, NATUR- UND ARTENSCHUTZBELANGE 

Der Umweltbericht zum Bebauungsplan gibt ausführliche Informationen zu den 
Schutzgebieten und Schutzgütern. Er beschreibt und bewertet die umweltbezogenen 
Auswirkungen des Bauvorhabens auf die einzelnen Schutzgüter (Boden/ Fläche, Wasser, 
Klima/ Luft, Biotope/ Biotopverbund, Orts- und Landschaftsbild, Mensch, Kultur- und 
sonstige Sachgüter). Erforderliche Vermeidungs-/ Minimierungsmaßnahmen in Bezug auf 
die zu erwartende Entwicklung der baulichen Nutzung werden schutzgutbezogen dargestellt 
und an dieser Stelle nicht wiederholt. 
 
Als Ergebnis der Schutzgutbetrachtung wird festgestellt, dass die Planung bei Einhaltung 
der vorgesehenen Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
umweltverträglich umgesetzt werden kann.  
Lediglich für das Schutzgut Boden wird eine erhebliche Beeinträchtigung festgestellt, die 
durch geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wirksam gemindert werden kann.   
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SCHUTZGEBIETE NACH NATURSCHUTZRECHT 
Schutzgebiete nach dem Bundesnaturschutzgesetz sind gemäß Umweltbericht (vgl. 
Umweltbericht, Kap. 2.7) von der Planung nicht betroffen.  
 
In unmittelbarer Nähe (östlich) des Plangebietes schließt sich direkt das 
Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Westbarnim“ an.  
Weiter entfernt in östliche Richtung (ca. 600 m) befindet sich das Naturschutzgebiet (NSG) 
„Tegeler Fließtal“, welches ebenso das FFH-Gebiet „Tegeler Fließtal“ (DE 3346-304) darstellt.  
 
Erhebliche Auswirkungen auf die Erhaltungsziele des FFH-Gebietes (NSG-Gebietes) „Tegeler 
Fließtal“ sind durch die Planung nicht zu erwarten (vgl. Umweltbericht, Kap. 2.7.2).  
 
Das direkt anschließende Landschaftsschutzgebiet „Westbarnim“ bleibt in seinem 
Offenlandcharakter erhalten. 
 

TRINKWASSERSCHUTZ- UND ÜBERSCHWEMMUNGSGEBIETE 
In der Gemeinde Mühlenbecker Land existieren keine Trinkwasserschutzgebiete.  
Es sind auch keine förmlich festgesetzten Überschwemmungsgebiete ausgewiesen.  
Die Darstellungen des Gewässerentwicklungskonzeptes aus dem Jahr 2011 zeigen, dass es 
keine Überschneidungen mit der maximalen Ausbreitung der HQ100-Linie im Einzugsgebiet 
des „Tegeler Fließes“ mit dem Planungsgebiet gibt. Die zukünftigen Wohnbauflächen 
befinden sich auch nicht in unmittelbarer Nähe zu dieser Linie. 
 

ERGEBNIS DER ARTENSCHUTZRECHTLICHEN PRÜFUNG GEMÄß UMWELTBERICHT 
Der integrierte Artenschutzbeitrag des Umweltberichtes fasst eine Reihe von Maßnahmen 
zusammen, um Gefährdungen von Arten des Anhangs II, IV der FFH-Richtlinie und von 
europäischen Vogelarten durch das Bauvorhaben im Plangebiet zu vermeiden oder zu 
mindern (Vermeidungsmaßnahmen, V ASB).  
Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (sog. CEF-Maßnahmen) zur Gewährleistung der 
ökologischen Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und/ oder Ruhestätten im 
räumlichen Zusammenhang sind nicht erforderlich. 
 
Die Maßnahmen des integrierten Artenschutzbeitrages sind für die Baugenehmigung 
verbindlich zu sichern, sie unterliegen nicht der Abwägung im Rahmen der Eingriffsregelung 
nach § 1a BauGB. 
 
Zusammenfassend kommt der Artenschutzbeitrag zu dem Ergebnis, dass bei Durchführung 
der Planung unter Beachtung von artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen keine Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs 5 BNatSchG 
eintreten werden.  
 
Ein Ausnahmeverfahren nach den Vorgaben des § 45 Abs. 7 BNatSchG ist nicht erforderlich.  
 
GEOLOGIE/ BÖDEN 
Der Untergrund wird primär von pleistozänen Ablagerungen bestimmt. Typisch sind 
mächtige Schichten aus Geschiebemergel, die oft von sandigen Sedimenten 
(Vorschüttsande oder Beckensande) überlagert werden. 
 
Ein Bodengutachten für diesen Bereich liegt noch nicht vor.  
Gemäß Umweltbericht handelt es sich bei dem Boden um Braunerde (unbestimmter 
Ausprägung) oder Braunerde-Gleye aus Geschiebedecksand über Schmelzwassersand. Der 
Boden weist eine hohe Wasserdurchlässigkeit aber geringe Ertragsfähigkeit auf.  
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ALTLASTEN 
Altlasten sind im Plangebiet bisher nicht bekannt. Der Landschaftsplan zeigt keine Altlasten 
oder Altlastenverdachtsflächen an.  
 
Es gilt folgender Hinweis: 
Es bleibt dem Baugenehmigungsverfahren vorbehalten, bei konkretem Bodenverdacht 
gemäß § 9 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) geeignete Untersuchungen 
anzuordnen.  
 

DENKMALSCHUTZ/ BODENDENKMALPFLEGE 
Baudenkmale im Plangebiet sind derzeit nicht bekannt; Bodendenkmale sind ebenfalls nicht 
bekannt.  
 
Es gilt folgender Hinweis: 
Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, wie Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, 
Holzpfähle oder -bohlen, Tonscherben, Metallsachen, Münzen, Knochen u. ä. entdeckt 
werden, sind diese unverzüglich dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und 
Archäologischen Landesmuseum, Abteilung Bodendenkmalpflege und der unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG). 
Die entdeckten Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf einer Woche 
nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor 
Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). 
Funde sind unter den Voraussetzungen der §§ 11 Abs. 4, 12 BbgDSchG abgabepflichtig.10  

4.13 GRÜNFLÄCHEN UND BEPFLANZUNG 

Das auf dem Baugrundstück anfallende Niederschlagswasser ist auf dem gleichen 
Grundstück über die belebte Bodenzone zur Versickerung zu bringen (§ 9 Abs. 1 Nr. 14, 16, 
20 BauGB). 
Durch die Bebauung und Versiegelung wird der natürliche Kreislauf gestört. 
Niederschlagswasser kann nicht ungehindert versickern.  
Die dezentrale Versickerung sorgt dafür, dass Grundwasser neu gebildet wird, anstatt 
ungenutzt abzufließen. Darüber hinaus werden durch diese Festsetzung Kanäle und 
Kläranlagen, besonders bei Starkregenereignissen, vor Überlastung geschützt.  
Die Festsetzung kann Kanalrückstau und Überschwemmungen im öffentlichen Raum 
verhindern. 
Wasser, das im Boden gespeichert wird, verdunstet über die Bodenoberfläche und Pflanzen. 
Diese Verdunstungskälte senkt die Umgebungstemperatur und wirkt dem Effekt städtischer 
Hitzeinseln entgegen.  
Feuchtere Bodenverhältnisse und die damit verbundene Vegetation fördern die urbane 
Biodiversität und die Bodenfunktion als Lebensraum. 
 
Anlage nicht überbauter Flächen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 BauGB):  

Die nicht überbauten Flächen der Grundstücke sind als wasseraufnahmefähige 
Vegetationsflächen gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB).  

Die nicht überbauten Flächen sind mit mindestens 1 Baum je 100 m2 (nicht überbaubarer 
Fläche) und 2-3 größeren Sträuchern je 100 m2 (nicht überbaubarer Fläche) zu bepflanzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB).  
Es sind ausschließlich standortgerechte, im Naturraum heimische Laubbäume und 
Laubsträucher zu verwenden. 
Die Bäume sind als Hochstamm mit Wuchshöhe mindestens 2,00 m bei Wurzelpflanzung zu 
setzen. Der Abstand zwischen den Bäumen ist mindestens 5 m.  

 
10 Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (Brandenburgisches 
Denkmalschutzgesetz - BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBl.I/04, [Nr. 09], S.215); zuletzt geändert 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 9], S.9). 
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Die Verwendung von Schotter, Kies oder ähnlichen Materialien für Oberflächengestaltung 
ist nicht zulässig. Ausgenommen sind Flächen für Traufstreifen, Zufahrten, Wege und 
Terrassen.  
Die Bepflanzung ist dauerhaft zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen.  
 

Die wasseraufnahmefähige Gestaltung dient der natürlichen Versickerung von 
Niederschlagswasser und der Vorbeugung gegenüber Starkregenereignissen im Sinne der 
Klimaanpassung.  
Die Bepflanzung mit heimischen standortgerechten Laubbäumen und -sträuchern fördert 
die Biodiversität im Siedlungsraum und verbessert das lokale Mikroklima durch Beschattung 
(Reduzierung der Aufheizung von Gebäuden und Flächen), durch Verdunstung (lokale 
Kühlung durch Wasserverdunstung aus den Blättern), durch CO2 - Bindung (Kohlenstoff 
wird langfristig gespeichert). Heimische standortgerechte Arten wachsen und überleben 
Trockenheitssituationen besser, wodurch die Klimaresilienz des Siedlungsraums erhöht 
wird. 
Das Schottergarten-Verbot dient der Vermeidung von lokaler Überhitzung, der Förderung 
der Verdunstungskühlung, der CO2-Bindung durch Vegetation, der Biodiversität und der 
klimaangepassten Wasserhaushaltsführung. 
Die Baumqualität sollte den FLL-Gütebestimmungen für Baumschulenpflanzen entsprechen 
(Stammumfang 16-20 cm, 3-4 x verpflanzt, Drahtballierung, Kronenansatz 2,00 m). 
 

4.14 FLÄCHEN UND MAßNAHMEN ZUR NUTZUNG ERNEUERBARER ENERGIEN 

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind bei der Errichtung von Wohngebäuden die 
nutzbaren Dachflächen zu mindestens 50% mit Photovoltaikmodulen und/ oder 
Solarwärmekollektoren zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie 
auszustatten (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB). 
Städtebaulich wird diese Festsetzung durch § 1 Abs. 5 und 6 BauGB getragen und dient 
dem Klimaschutz, der Reduzierung von Treibhausgasen und der dezentralen 
Energieerzeugung. Zusätzlich wird der Einsatz der Erneuerbaren Energien auch durch die 
Vorgaben des EEG planungsrechtliche gestützt, das erneuerbare Energien als vorrangigen 
Belang behandelt.  
 

4.15 MAßNAHMEN ZUM ARTENSCHUTZ 

Diese Maßnahmen sind strikt zu beachten, sie unterliegen nicht der Abwägung. 
 
REDUZIERUNG DER LICHTIMMISSIONEN:  
Im zukünftigen Wohngebiet sind für die artenschutzfreundliche Außenbeleuchtung von 
Gebäuden, Grundstücken, Gehwegen und gemeinsamen Flächen ausschließlich Full-Cut-Off-
Leuchten (Abstrahlwinkel < 70% zur Vertikalen) mit warmweißen LEDs bis 2200 K und 
maximal < 0,1 lux Beleuchtungsstärke, ohne Blau- und UV-Anteile zu verwenden und ab 
23:00 Uhr abzuschalten. 
Diese Leuchten strahlen ausschließlich unterhalb der Horizontale ab (Abstrahlwinkel < 70%) 
und verhindern damit Lichtimmissionen in die Umgebung. Warmweiße LEDs ohne Blau- und 
UV-Anteile reduzieren die Attraktivität für Insekten erheblich.  
Studien aus Baden-Württemberg zeigen, dass mit abgeschirmter LED-Beleuchtung und 
reduzierter Farbtemperatur die Zahl angelockter Insekten sich halbieren kann11.   
Die Beleuchtung ist aufgrund lichtscheuer Fledermäuse, die in und um das Plangebiet nach 
Insekten jagen, ab 23:00 Uhr abzuschalten, soweit keine sicherheitstechnischen 
Anforderungen dagegensprechen.  
Diese Maßnahme entspricht gleichzeitig der Vermeidungsmaßnahme V ASB 3 für 
Fledermäuse.  

 
11Tagesspiegel.de (Hrsg): „Straßenlicht ohne Opfer: Wie neue LED-Lampen das Insektensterben 
bremsen“, Stand 21.07.2025, 05:03 
https://www.tagesspiegel.de/wissen/studie-in-baden-wurttemberg-strassenleuchten-mit-blenden-ziehen-
viel-weniger-insekten-an-14056415.html,  
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BAUZEITENREGELUNG FÜR BRUTVÖGEL: 
Die Bautätigkeiten (inkl. Baufeldfreimachung und Bodenarbeiten) finden außerhalb der 
Vogelbrutzeit (01. März bis 30. September) statt. 
Dadurch werden Nestlinge, Gelege und brütende Vögel vor Tötung oder Verletzung 
geschützt (vgl. § 44 Abs. 1 BNatSchG. Zudem würden Eingriffe in Brutzeiten erhebliche 
Störungen verursachen. 
Alternative Maßnahmen wie bauzeitliche Vergrämung oder Prüfung auf Besatz (vor 
Baubeginn) durch die Ökologische Baubegleitung (fachkundige Person) kommen nur bei 
nachgewiesener Notwendigkeit zum Einsatz. Bei Fund einer Brut dürfen Bauarbeiten erst 
nach dem Flüggewerden der Jungtiere starten. 

 
BAUZEITENREGELUNG FÜR FLEDERMÄUSE:  
Unter Berücksichtigung des Bewohnens von Sommerlebensräumen in der näheren 
Umgebung kann im Zeitraum zwischen 01. Oktober und 28. Februar gebaut werden. 
Durch diese Maßnahme wird das Eintreten des Störungsverbotes (gem. § 44 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG) der streng geschützten Fledermäuse in ihren Sommerlebensräumen vermieden. 
Es kann im Oktober mit den Bauarbeiten begonnen werden, da keine Quartiere in der 
näheren Umgebung bekannt sind. 
 
Ökologische BAUBEGLEITUNG (ÖBB):  
Eine fachkundige Person ist rechtzeitig vor Baufeldfreimachung und vor Baubeginn zu 
beauftragen, das Plangebiet auf mögliche Amphibien und Reptilien zu untersuchen und falls 
nötig in Absprache mit der zuständigen unteren Naturschutzbehörde weitere Maßnahmen 
zu veranlassen.  
Nur so kann ein artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 
vermieden werden. Bei der Begehung durch die Ökologische Baubegleitung aufgrund des 
speziellen Artenschutzes ist das Plangebiet auch auf die geschützten Tierarten nach 
BArtSchV hin zu untersuchen. Die ÖBB kann Fälle von gefundenen Tierarten der BArtSchV 
der unteren Naturschutzbehörde (UNB) melden und ggf. weitere Maßnahmen zum Schutz 
der Tiere in Absprache mit der UNB einleiten. 
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5 WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

5.1 AUSWIRKUNG AUF SIEDLUNGSSTRUKTUR UND AUF BESTEHENDE NUTZUNGEN 

Durch die Aufstellung und Verwirklichung des Bebauungsplanes ergeben sich Auswirkungen 
auf die bisherige Siedlungsstruktur.  
Das Plangebiet schließt sich an die vorhandene Siedlung der Mozartstraße an.  
Bestehende Nutzungen entlang der Mozartstraße werden dadurch nicht beeinträchtigt. 
 
Südlich des Plangebietes ist eine Pferdehaltung vorhanden, an die die geplante Wohn-
bebauung näher heranrückt. Durch eine Abstandshaltung des Plangebietes zum Pferdehof 
sowie die Planung einer privaten Grünfläche im südlichen Bereich des Plangebietes (am 
Wendehammer) ist eine Pufferzone vorhanden.  
Die bisherige Nutzung des Plangebietes als landwirtschaftliche Fläche bzw. Pferdekoppel 
entfällt vollständig zugunsten der Wohnnutzung. 
 
Bei der Umsetzung und Planung ist das Gesetz zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) zu beachten. 
 
Während der Bauphase sind die Bestimmungen der Verordnung zur Durchführung des 
BImSchG (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung) sowie die Immissionsrichtwerte 
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm in der jeweils aktuellen 
Fassung einzuhalten. 
 

5.2 AUSWIRKUNG AUF VERKEHRLICHE SITUATION 

Die verkehrliche Situation wird verändert.  
Die bestehende, beidseitig bebaute Mozartstraße wandelt sich von einer ruhigen 
Sackgasse/Anliegerstraße zu einer Erschließungsstraße für das neue Quartier.  
 
Kritiker befürchten zudem, dass die Verlängerung als Schleichweg oder Abkürzung für das 
angrenzende Dichterviertel missbraucht werden könnte, was die Wohnruhe der Anwohner 
beeinträchtigen würde.  
Um das zu verhindern, wird das Plangebiet lediglich mit einer Stichstraße einschließlich 
Wendehammeranlage geplant.  
Trotzdem ist eine Zunahme des Ziel- und Quellverkehrs in der bestehenden Mozartstraße 
zu erwarten, da diese nun als Hauptzufahrt für das neue Teilquartier dient. 
 
Im Zuge der Umsetzung des Bebauungsplans ist mit erhöhtem Verkehrsaufkommen in der 
Bauphase zu rechnen.  
 
Durch die geplante Wohnbebauung ist mit einem gegenüber dem heutigen Zustand 
erhöhten, jedoch wohngebietsüblichen Verkehrsaufkommen zu rechnen.  
 
Insgesamt ist festzustellen, dass aufgrund der vorgesehenen Wohnnutzung, des fehlenden 
Durchgangsverkehrs und der Wendemöglichkeit im Straßenendpunkt keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen auf die verkehrliche Situation zu erwarten sind. 
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5.3 AUSWIRKUNGEN AUF DIE UMWELT 

Die Umsetzung des Planes hat Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere durch 
Versiegelung von Boden und Verlust von Lebensraum. 
Bei der Umsetzung ist das Gesetz zum Schutz vor Schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz – BImSchG) zu beachten. 
Weitere Auswirkungen auf die Umwelt sind detailliert im Umweltbericht dargestellt und 
erläutert. 
 

5.4 ANDERWEITIGE PLANUNGSMÖGLICHKEITEN 

Ziel der Alternativenprüfung ist, anhand verschiedener Kriterien einen Standort zu wählen, 
bei dem die Auswirkungen auf Natur und Landschaft möglichst gering sind.  
Bei der Abwägung von Planungsvarianten geht es vor allem um Standortalternativen. 
 
Die Verlängerung der Mozartstraße dient primär der Umwandlung der ehemaligen 
Pferdekoppel in Bauland.  
Angesichts des hohen Siedlungsdrucks im Berliner Speckgürtel ermöglicht dieses Projekt 
die Entstehung neuer Wohneinheiten in einer begehrten Lage. 
 
Anstatt das neue Wohngebiet über (viele) kleine Stichwege oder private Zufahrten 
anzubinden, bietet die Verlängerung der Mozartstraße eine klare Struktur mit einer 
öffentlichen Straße und, soweit zweckmäßig, einzelnen Stichstraßen.  
 
Es entstehen neue Routen für Fußgänger und Radfahrer, die das "Dichter-Viertel" alternativ 
mit den angrenzenden Bereichen vernetzen. 
In Flächennutzungsplan ist für Schildow ein gewisses Maß an Eigenentwicklung vorgesehen. 
Die Nutzung der Flächen an der Mozartstraße ermöglicht es der Gemeinde, diese 
Wachstumsziele zu erreichen, ohne völlig neue oder isolierte Siedlungskerne im 
Außenbereich erschließen zu müssen. 
 
Durch den in Aufstellung befindlichen Flächennutzungsplan für die Gemeinde Mühlenbecker 
Land erfolgt die Prüfung nach Alternativstandorten.  
Das Plangebiet selbst ist größtenteils im Entwurf von Juli 2024 bereits als Wohnbaufläche 
dargestellt. 
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6 FLÄCHENBILANZ 

Die Flächenbilanz erfolgt im weiteren Verfahren. 
 
 
 


